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789 2011/173

Kanton Basel-Landschaft Landrat

Bericht der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission an den Landrat

betreffend Fachhochschule Nordwestschweiz; Leistungsauftrag und Globalbeitrag 2012 –
2014; Änderung von § 33 des Staatsvertrages; Sonderprogramm Umschulung zum Lehrberuf 

Vom 3. Oktober 2011

1. Ausgangslage

Gemäss Staatsvertrag zwischen den Kantonen Aargau,
Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn führen die
Trägerkantone die Fachhochschule Nordwestschweiz
(FHNW) mit einem Leistungsauftrag (LA). Der Leistungs-
auftrag 2012 – 2014 bildet den strategischen und finan-
ziellen Rahmen für die dritte Leistungsauftragsperiode der
FHNW. Das Total der Trägerbeiträge für den Leistungs-
auftrag 2009 – 2011 beläuft sich auf CHF 595 Mio. Damit
die FHNW den bestellten Leistungsauftrag des Jahres
2011 halten, der Nachfrage nach zusätzlichen Studien-
plätzen begegnen, das Angebot und die Forschung er-
weitern und insgesamt den Mehraufwand im Infrastruktur-
bereich infolge der Neubaubezüge finanzieren kann, be-
antragen die Regierungen den vier Parlamenten eine
Erhöhung des Trägerbeitrags in der neuen LA-Periode
2012 – 2014 um CHF 80 Mio. 

2. Zielsetzung der Vorlage

Gemäss dem Antrag der Regierungen ist für die Lei-
stungsauftragsperiode 2012 – 2014 der Trägerbeitrag
Basel-Landschaft durch den Landrat zu beschliessen. Für
BL resultiert eine Erhöhung um CHF 30,1 Mio. von rund
CHF 157 Mio. auf CHF 187 Mio. gegenüber der
LA-Periode 2009 – 2011.

3. Kommissionsberatung

Die Vorlage wurde von der Bildungs-, Kultur- und Sport-
kommission an den Sitzungen vom 25. August und
1. September 2011 beraten. Bei beiden Gelegenheiten
waren Regierungsrat Urs Wüthrich, Roland Plattner, Ge-
neralsekretär BKSD und Anja Huovinen, Stabsstelle
Hochschulen, für die Erläuterungen des Sachverhaltes
sowie zur Beantwortung von Fragen anwesend. Am
25. August 2011 wurden Crispino Bergamaschi, Direk-
tionspräsident FHNW, und Raymond Weisskopf, Vi-
ze-Präsident und Leiter Finanzen/Controlling FHNW zur

Vorlage angehört, und sie beantworteten auch Fragen aus
der Kommission.

– Vorstellung und Fragerunde

Einleitend werden von Regierungsrat Urs Wüthrich und
dem Direktionspräsident FHNW wichtige Eckdaten der
neuen Leistungsauftragsperiode 2012 – 2014 präsentiert
und auf erreichte Ziele hingewiesen. Vor allem der für BL
wichtige Life Sciences-Bereich, der quasi bei null startete,
kann heute erfreuliche Zahlen aufweisen. In den Jahren
2009 – 2011 war ein 12%-iger Studierendenzuwachs zu
verzeichnen. Auch diesen Herbst liegt der Zuwachs be-
reits wieder bei 6%. Neu startet der Studiengang «Energie
und Umwelt» mit 60 Studierenden. Trotzdem wird künftig
von einem tieferen Zuwachs der Studierendenzahlen aus-
gegangen, als es die gesamtschweizerischen Prognosen
nahelegen.

Auf die Frage nach Zulassungsbeschränkungen wurde
vom Direktionspräsidenten folgende Aussage gemacht:
Für die klassischen Fachhochschul-Studiengänge in den
Bereichen Technik, Naturwissenschaften und Ökonomie
ist eine einschlägige Berufslehre mit Berufsmatura Vor-
aussetzung. In diesen Bereichen sollten gemäss Marktan-
forderungen möglichst viele Leute ausgebildet werden, da
dies für den Wirtschaftsstandort wichtig ist. Die Anzahl
Studienplätze wurde der Nachfrage entsprechend ange-
passt; hier ist eine hundertprozentige Zulassung gewähr-
leistet. Bei der zweiten Gruppe mit Musik, Kunst, Soziale
Arbeit und Angewandte Psychologie gibt es viel mehr
Interessierte als Studienplätze; dort bestimmt ein Eig-
nungsverfahren, wer aufgenommen wird. Die Hochschule
für Gestaltung und Kunst etwa nimmt nur 35 % der Inter-
essierten auf. In die dritte Gruppe fällt die Pädagogische
Hochschule. In diesem Zusammenhang hat man von den
Trägerkantonen respektive deren Regierungen den Auf-
trag erhalten, einen Effort zu leisten, um die Versorgungs-
sicherheit (mit LehrerInnen) zu gewährleisten.

Von der Kommission wurden die Personalkosten, neue
Masterstudiengänge und die Strategie der FHNW gegen-
über den universitären Hochschulen angesprochen. Sei-
tens der FHNW wurde ausgeführt, die Personalkosten-
entwicklung sei nicht mit dem Kanton vergleichbar, da hier
Lohnbänder massgebend sind und nicht Lohnstufen. Es
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gibt keinen automatischen Erfahrungsstufenanstieg. In
den vorgesehenen 1,5 % der LA-Periode 2012 – 14 ist die
gesamte Lohnsummenentwicklung enthalten; inklusive
Beförderung, allfälliger Teuerungsausgleich etc. Zu den
Zulassungsbeschränkungen wurde erläutert, dass in die
erste Bereichsgruppe mit Life Sciences, Technik nur An-
wärterInnen aufgenommen werden, die eine Berufslehre
mit Berufsmatura vorweisen können. Damit sei bereits
eine Hürde eingebaut, so dass in diesen Fächern nicht
einfach so AbiturientInnen einsitzen können. In der zwei-
ten Fächergruppe gibt es, wie oben erwähnt, aktuell
schon Eignungsabklärungen. 

Zur Konkurrenzierung der staatlichen Schulen untereinan-
der sei festzuhalten, dass die Studierenden in der Regel
an ihrem Studienort anschliessend auch arbeiten. Dies als
Hinweis auf den neuen Masterstudiengang Sekundar-
stufe I an der PH Solothurn, welcher gemäss einem IPK
FHNW-Mitglied, welches gleichzeitig in der BKSK einsitzt,
auch in der interparlamentarischen Kommission  umstrit-
ten war. Aus der Kommission wurde festgehalten, dass
von der ursprünglichen Aufgabenzuweisung im Rahmen
eines geplanten schweizerischen Hochschulkonzeptes an
die Fachhochschulen abgewichen worden sei. Angedacht
war, dass die FH einen Bachelor-Abschluss anbieten und
die guten FH-Absolventen die Masterausbildung an einer
universitären Hochschule absolvieren können. Heute stel-
le man eine Konkurrenz mit Masterangeboten zwischen
FH und universitären Hochschulen fest, was sich kosten-
treibend auswirke, wie das Beispiel FHNW nun zeige.
Man müsse sich fragen, wie lange Bund und Kantone
solche Doppelspurigkeiten noch finanzieren können. 

FHNW-Präsident Bergamaschi replizierte darauf, dass es
in gewissen Fachhochschulbereichen – insbesondere
Soziale Arbeit, Kunst, Musik, Pädagogik –  kein Äquiva-
lent auf universitärer Hochschulebene gibt. Gerade dort
musste man, auch aufgrund des internationalen Wett-
bewerbs, Masterstudiengänge aufbauen; man sei diesbe-
züglich aber sehr zurückhaltend. 

Im Bereich Technik absolvieren unter 20 % der Bache-
lor-Absolventen einen Masterstudiengang – und die
FHNW will auch nicht mehr 'pushen'. In den Bereichen
Kunst und Musik sei es allerdings anders. Auf die Frage,
wo die FHNW Einsparungen machen würde bei einer
allfälligen Ablehnung des LA gab Regierungsrat Wüthrich
zu bedenken, dass mit einem solchen Beschluss ein Lei-
stungsabbau einherginge, weil in diesem Fall auch die
anderen Trägerkantone ihre Beiträge zurückfahren wür-
den.

– Beratung

Gemäss Regierungsrat Urs Wüthrich stellt sich für das
Parlament vor allem die Frage, ob die Fachhochschule zu
konkurrenzfähigen Preisen produziert. Im gesamtschwei-
zerischen Vergleich sind die Kosten für die Studiengänge
der FHNW in praktisch allen Disziplinen  –  mit Ausnahme
des Faches Musik – unter den schweizerischen Standard-
kosten. Produktivität und Effizienz sind also nicht in Frage
zu stellen. Zudem stellt sich die Grundsatzfrage des
Wachstums. In den letzten Jahren haben sich die Hoch-
schulabschlüsse fast verdoppelt; daran haben die Fach-
hochschulen einen wichtigen Anteil. Die Anerkennung der

Kompetenz der FHNW und ihrer Leistung als Fachhoch-
schulstätte sind in der Kommission unbestritten.

In der Beratung wird die Meinung vertreten, die finanzielle
Lage des Kantons könne bei dieser Vorlage nicht losge-
löst vom Sparpaket betrachtet werden, da sich betreffend
Sparmassnahmen im Bildungsbereich grosser Widerstand
bemerkbar mache. Gerade die Volksschulen seien in den
vergangenen Jahren gegenüber den Ausgaben im Hoch-
schulbereich zu kurz gekommen. Eine Erhöhung um
CHF 30 Mio. in der Leistungsauftragsperiode 2012 – 2014
sei für den Kanton Basel-Landschaft nebst dem Nach-
tragskredit im letzten Jahr keine geringe Summe. Man
müsse leider feststellen, dass das Parlament wenige Mög-
lichkeiten habe, auf diese Transferzahlungen Einfluss zu
nehmen; am ehesten könne es sich noch beim Leistungs-
auftrag einbringen. Dabei erweise sich das vierkantonale
Parlamentariergremium IPK FHNW als wenig durch-
schlagskräftig. Man könne aber jetzt Einfluss nehmen,
indem man dem vorliegenden Leistungsauftrag zustimmt
oder eben nicht. Ein Nein zum vorliegenden Leistungsauf-
trag bedeute nicht ein generelles Nein zur FHNW son-
dern, dass man sie nicht zu diesem Preis oder mit dieser
Strategie und diesem Wachstum will.
 
Im selben Zusammenhang wurde aus der Kommission auf
die Konkurrenz zwischen den Fachhochschulen in der
Schweiz und den universitären Hochschulen verwiesen.
Dabei entstünden Doppelspurigkeiten, welche die öffentli-
che Hand teuer zu stehen kommen. Speziell im neuen
Leistungsauftrag der FHNW sei mit dem neuen Master-
studiengang Sekundarstufe I in Solothurn diese Entwick-
lung klar zu erkennen; damit wolle man die Abwanderung
von Studierenden an die FH Bern verhindern – so die
Begründung in der Vorlage. Eine sinnvolle staatliche Sub-
ventionierung von Hochschulen höre aber dort auf, wo
sich diese gegenseitig zu Lasten von Bund und Kantonen
kostentreibend konkurrenzieren. Mitglieder der Kommissi-
on äusserten sich kritisch zur Wachstumsstrategie, so-
wohl bezüglich Anzahl Studierende als auch Masterstu-
diengänge,  was letztlich eben immer mit höheren Kosten
verbunden sei. 

Nach Ansicht anderer Kommissionsmitglieder wäre gera-
de die  IPK FHNW der Ort gewesen, entsprechende An-
träge zum Leistungsauftrag zu stellen; zudem seien die
neuen Investitionen gut angelegt. Es sei Aufgabe der von
den Trägerkantonen in die IPK bestellten Parlamentarie-
rInnen, sich bei der Diskussion des Leistungsauftrags
einzubringen, diesen zu hinterfragen und allenfalls zu
verändern. Allerdings wurde übereinstimmend festgestellt,
dass es in einer vierkantonalen IPK aufgrund von deren
Grösse schwierig sei, Mehrheiten zu finden. 

– Eintreten 

Alle Fraktionen sind für Eintreten. Die SVP weist die Vor-
lage angesichts der kantonalen Finanzlage mit einem
entsprechenden Antrag zurück. Die SP ist für die Vorlage
im Sinne der Mehrheit der IPK FHNW. Die FDP tritt mit
Bedenken bezüglich des finanziellen Wachstums der
FHNW ein. Die CVP/EVP ist für Eintreten und betrachtet
das Wachstum der FH als eine Investition in die Zukunft.
Die Grünen treten ein, verlangen aber, dass aufgrund des
Defizits im Kanton gespart werden soll. Die GLP/BDP-
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Fraktion tritt im Sinne der Solidarität mit den andern Trä-
gerkantonen auf die Vorlage ein.

– Abstimmung Antrag SVP

Rückweisung der Vorlage mit dem Auftrag, auf der Grund-
lage des heutigen Globalbeitrages einen neuen Leistungs-
auftrag auszuarbeiten.

://: Die BKSK stimmt dem Rückweisungsantrag bei
6: 6 Stimmen und einer Enthaltung mit Stichent-
scheid des Präsidenten zu.

4. Antrag

://: Die Bildungs-, Kultur- und Sportkommission be-
antragt dem Landrat Rückweisung der Vorlage
2011/173 mit dem Auftrag, auf der Grundlage des
heutigen Globalbeitrags einen neuen Leistungs-
auftrag auszuarbeiten.

Füllinsdorf, 3. Oktober 2011

Bildungs-, Kultur- und Sportkommission
Karl Willimann, Präsident

Beilage: 

– Bericht der IPK FHNW zum Leistungsauftrag
2012 – 2014

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2011/2011-173.pdf
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